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1 Wenn möglich wird eine geschlechtsneutrale Formulierung 
gewählt. Um den Lesefluss nicht zu stören, wird «die Arbeitgebe-
rin» und «der Arbeitnehmer» verwendet. Die verschiedenen 
anderen Geschlechtsformen sind darin selbstverständlich 
eingeschlossen.

2 MARCO KAMBER, Die Aufhebungsvereinbarung im Arbeits-
vertragsrecht, ArbR 2013, S. 43.

3 CHRISTOPH ZOBL, Der arbeitsrechtliche Aufhebungsvertrag, in: 
Schriften zum schweizerischen Arbeitsrecht, Heft 82, Bern 2017, 
N 11.

4 Dies wurde in mehreren Entscheiden des Bundesgerichtes 
bestätigt, so z. B. in BGer 8C_368/2011 vom 5. 9. 2011, E. 2.2; vgl. 
auch ULLIN STREIFF/ADRIAN VON KAENEL/ROGER RUDOLPH, 
Arbeitsvertrag, Praxiskommentar zu Art. 319–362 OR, 7. Auflage, 
Zürich 2012, Art. 335 N 10 mit weiteren Hinweisen.

5 Das Bundesgericht hat die Zulässigkeit von Aufhebungsverträgen 
in verschiedenen Entscheiden unter dem Gesichtspunkt von 
Art. 341 OR geprüft. Die Lehre kritisiert die dogmatische Abstüt-
zung dieser Entscheide auf Art. 341 OR, nicht aber die Entscheide 
als solche. Begründet wird dies damit, dass Art. 341 OR sich auf 
den Verzicht auf bereits entstandene Forderungen beziehe, wäh-
rend mit dem Aufhebungsvertrag regelmässig noch nicht entstan-
dene Rechte aufgegeben würden.

6 PHILIPP GREMPER/ANDREA HALBEISEN, Aufhebungsvertrag, in: 
Portmann Wolfgang/von Kaenel Adrian (Hrsg.), Fachhandbuch 
Arbeitsrecht, Expertenwissen für die Praxis, Zürich/Basel/Genf 
2018, N 10.25; STREIFF/VON KAENEL/RUDOLPH (Fn. 4), Art. 335 
N 10. Letztere sehen die richtige dogmatische Erfassung des 
Problems in der Gesetzesumgehung.

DER AUFHEBUNGSVERTRAG IM ARBEITSRECHT

LEENA KRIEGERS-TEJURA
lic. iur., Rechtsanwältin, Fachanwältin SAV Arbeitsrecht, 

Bürgi & Kriegers-Tejura Legal, Zürich (www.bkt-legal.ch)

Stichworte: Aufhebungsvertrag, Gültigkeitsvoraussetzungen, Konzessionen, Ungültigkeit, Rechts-
folgen

I. Einleitung
In der Praxis wird ein Arbeitsverhältnis oft mittels eines 
Aufhebungsvertrages aufgelöst, anstatt eine (ordentliche 
oder gar fristlose) Kündigung auszusprechen. Dies kann in 
belastenden Arbeitsverhältnissen der Fall sein, aber auch 
bei unproblematischen Arbeitsverhältnissen zur Anwen-
dung gelangen.

Aufhebungsverträge sind geeignet, wenn sich strittige 
Forderungen gegenüberstehen und die Parteien ihre ge-
genseitigen Forderungen bei Vertragsbeendigung durch 
eine umfassende Regelung bereinigen wollen. In der Praxis 
bedient man sich des Aufhebungsvertrages überdies, um 
Arbeitsverhältnisse höher eingestufter Arbeitnehmer1 (Ge-
schäftsleitungsmitglieder, höheres Management, Verwal-
tungsräte usw.) zu beenden. Dies etwa, um Beteiligungen 
am Geschäftsgewinn und an Bonusprogrammen vorzeitig 
abzugelten und damit verbundene allfällige Informations-
rechte des Arbeitnehmers über Geschäftsergebnisse per 
Datum der Vertragsbeendigung zu kappen.2

Wenn beide Parteien ein Interesse an einer einver-
nehmlichen Auflösung haben oder der Arbeitnehmer einen 
solchen explizit wünscht, steht diesem Szenario grundsätz-
lich nichts im Weg. Wenn der Vorschlag eines Aufhebungs-
vertrages von der Arbeitgeberin ausgeht, sind einige As-
pekte zu berücksichtigen, die nachfolgend erörtert werden.

II. Gründe zur Eingehung eines Aufhebungs-
vertrages

Mit einem Aufhebungsvertrag können die Parteien 
Rechtssicherheit schaffen und sämtliche offenen und/
oder strittigen Punkte untereinander klären. Dabei ist es 
möglich, einvernehmlich auf die Kündigungsfristen und/
oder -termine zu verzichten und ein Arbeitsverhältnis zu 
einem früheren Zeitpunkt zu beenden oder den Beendi-
gungszeitpunkt ein für alle Mal festzulegen. Damit wird 
das Arbeitsverhältnis weder durch Krankheit oder andere 
Sperrfristen hinausgeschoben.3 Eine solche einvernehmli-
che Auflösung ist auch bei laufenden Sperrfristen mög-
lich.4 Es muss jedoch darauf geachtet werden, dass dem 
Arbeitnehmerverzicht auf Art. 336c OR gewisse Konzessi-
onen der Arbeitgeberin gegenüberstehen.

Mit dem Abschluss eines Aufhebungsvertrages kön-
nen zudem Prozesse vermieden werden.

III. Zulässigkeit und Form des Aufhebungs-
vertrages

Den Parteien steht es aufgrund der Vertragsfreiheit offen, 
jederzeit Verträge einzugehen und wieder aufzuheben. Im 
Arbeitsvertrag ist allerdings das zwingende Verzichtsver-
bot von Art. 341 OR5 6 zu beachten, wonach der Arbeitneh-
mer während der Dauer des Arbeitsverhältnisses und 
eines Monats nach dessen Beendigung nicht wirksam auf 
Forderungen verzichten kann, die sich aus unabdingbaren 
gesetzlichen oder unabdingbaren gesamtarbeitsvertragli-
chen Bestimmungen ergeben. Art. 341 OR verbietet den 
Abschluss von Aufhebungsverträgen grundsätzlich nicht. 
Falls jedoch der Verzicht auf bestehende Ansprüche vor-
liegt, ist ein angemessener Vergleich nötig. Das heisst, 
eine Ungültigkeit kann vorliegen, wenn der Arbeitnehmer 
auf ihm zwingend zustehende Ansprüche ohne Gegenleis-
tung verzichtet. Dabei ist stets zu prüfen, wer ein überwie-
gendes Interesse an der Aufhebung hat und ob der Arbeit-
nehmer eine adäquate Gegenleistung erhält.
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 7 BGer 4A_103/2010 vom 16. 3. 2010, E.2.2.
 8 Vgl. dazu als Anschauungsbeispiel BGer 4C.27/2002 vom 

19. 4. 2002, E. 3., BGer 8C_686/2019 vom 4. 12. 2019.
 9 BGer 4A_495/2007 vom 12. 1 . 2009, E. 4.3.1.1.
10 GREMPER/HALBEISEN (Fn. 5), N 10.67; BGer 4A_103/2010 vom 

16. 3. 2010, E.2.2.
11 ZOBL (Fn. 3), N 16.
12 ZOBL (Fn. 3), N 18; Das Bundesgericht lehnt den Begriff des 

«funktionellen Arbeitgebers» ab, vgl. dazu BGer 4C.158/2002 
vom 20. 8. 2002, E. 2.3.

13 ZOBL (Fn. 3), N 22.
14 GREMPER/HALBEISEN (Fn. 5), N 10.79.
15 BGer 4A_376/2010 vom 30. 9. 2010, E.3.
16 Ein Teil der Lehre stimmt dem Bundesgericht zu, während ein 

anderer Teil der Lehre eine generelle Bedenkfrist ablehnt. 
GREMPER/HALBEISEN (Fn. 5), N 10.80, vertreten die Ansicht, 
dass auf das Erfordernis der Bedenkfrist im Einzelfall verzichtet 
werden kann, wenn aufgrund der konkreten Situation (z. B. bei 
anwaltlicher Vertretung des Arbeitnehmers) Gewähr besteht, dass 
der Arbeitnehmer auch ohne Bedenkfrist seine Interessen wahren 
konnte und die Gelegenheit hatte, einen Aufhebungsvertrag zu 
prüfen und Anpassungen vorzuschlagen. Dieser Meinung ist 
zuzustimmen.

17 STREIFF/VON KAENEL/RUDOLPH (Fn. 4), Art. 335 N 10; u. a. 
BGer 4A_103/2010 vom 16. 3. 2010, E. 2.2, BGE 118 II 58 E. 2b, 
BGE 110 II 168, E.3.

18 GREMPER/HALBEISEN (Fn. 5), N 10.28.
19 GREMPER/HALBEISEN (Fn. 5), N 10.30.
20 Diese Übersicht basiert auf vielen verschiedenen Gerichtsent-

scheiden, kann aber nicht als abschliessend betrachtet werden. 
Im Einzelfall ist zu prüfen, ob die Rechtsprechung sich weiter-
entwickelt hat. Die Entscheidung, ob ein echter Vergleich vorliegt 
oder nicht, kann nur für den Einzelfall beurteilt werden. Für wei-
terführende Ausführungen vgl. ZOBL (Fn. 3), N 221 ff. und 342 ff.

Das Bundesgericht führt in seinem Entscheid 
4A_103/2010 aus: «Ein Vertrag über die Aufhebung eines 
Arbeitsverhältnisses kann zulässig sein, sofern er nicht zu 
einer klaren Umgehung des zwingenden gesetzlichen Kün-
digungsschutzes führt (BGE 119 II 449 E. 2a S. 450; BGE 118 II 
58 E. 2a S. 60 mit Hinweisen). […] Ist ein übereinstimmender 
Wille, das Arbeitsverhältnis zu beenden, erstellt, ist für die 
Gültigkeit einer derartigen Vereinbarung, soweit sie einen 
Verzicht auf Ansprüche aus zwingendem Recht bedeutet, 
zusätzlich vorausgesetzt, dass der Aufhebungsvertrag 
einen echten Vergleich darstellt, bei welchem beide Partei-
en Konzessionen machen (BGE 118 II 58 E. 2b S. 61 mit Hin-
weisen).»7 Massgebend ist gemäss Bundesgericht immer 
der Einzelfall, und es bedarf einer Interessenabwägung, 
wobei zu beurteilen ist, ob die beidsei tigen Ansprüche, auf 
die verzichtet wird, von ungefähr gleichem Wert sind.8

Der Aufhebungsvertrag kann vorbehältlich einer ab-
weichenden vertraglichen Vereinbarung formfrei (Art. 115 
OR) abgeschlossen werden.9 Dies gilt selbst dann, wenn 
der Arbeitsvertrag, der mit dem Aufhebungsvertrag auf-
gehoben werden soll, für Ergänzungen und Abänderun-
gen des Arbeitsvertrages die Schriftform verlangt.10 In der 
Praxis ist Schriftlichkeit üblich und empfehlenswert.

IV. Voraussetzungen für einen gültigen 
Aufhebungsvertrag

Der Aufhebungsvertrag setzt ein bestehendes Arbeitsver-
hältnis voraus.11 Dieses kann bereits gekündigt, aber noch 
nicht beendet sein. Damit das Arbeitsverhältnis tatsäch-
lich aufgelöst wird, setzt es zudem einen Aufhebungsver-
trag (mündlich oder schriftlich) zwischen dem Arbeitneh-
mer und der Arbeitgeberin voraus. Vorsicht ist geboten 
bei der Annahme eines konkludent abgeschlossenen Auf-
hebungsvertrages.

Schwierigkeiten kann es in Konzernverhältnissen 
geben, wenn nicht klar ist, wer Arbeitgeberin ist. Arbeit-
geberin ist einzig jene Partei, die Anspruch auf die Arbeit 
hat und aus dem Arbeitsvertrag verpflichtet ist.12 Bei Unsi-
cherheiten über die Arbeitgeberin sollte die Information 
nach Art. 330b OR angefragt werden.

An die Rechtsgültigkeit eines Aufhebungsvertrages 
setzt die Rechtsprechung hohe Anforderungen.13 Auch 
wenn dieser trotz Art.  341 OR erlaubt bleibt, ist auf das 
Umgehungsverbot zu achten. Das Bundesgericht hat fer-
ner in diversen Entscheiden ausgeführt, dass die Gültig-
keit eines Aufhebungsvertrages, der auf Initiative der Ar-
beitgeberin hin erfolgt und von dieser verfasst wurde, 
voraussetzt, dass dem Arbeitnehmer eine Bedenkfrist ge-
währt wird.14 Das Bundesgericht hat entschieden, dass ein 
Aufhebungsvertrag, der diese Voraussetzungen nicht er-
füllt, nichtig ist.15 16

V. Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit 
der Zugeständnisse

Durch den Aufhebungsvertrag kommt es meistens zur 
Aufhebung von Schutzrechten (z. B. Kündigungsschutz). 

Ein solcher Verzicht bedarf gemäss Rechtsprechung eines 
Interessenausgleichs zugunsten des Arbeitnehmers, da er 
sonst als ungültig erachtet wird. Das Bundesgericht for-
dert gegenseitige und ungefähr gleichwertige Zugeständ-
nisse der Parteien. Diese Vorteile müssen für den Arbeit-
nehmer erkennbar sein.17

Dies wiederum führt zu einer einzelfallabhängigen 
Entscheidung. Massgebend ist dabei der Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses und nicht der Austrittszeitpunkt. Der 
Einbezug unvorhergesehener späterer Entwicklungen und 
deren rückwirkende Berücksichtigung stehen im Wider-
spruch zur mit dem Aufhebungsvertrag angestrebten 
Rechtssicherheit in Bezug auf den Beendigungszeitpunkt 
des Arbeitsverhältnisses.18

Leistungen, die über die vertraglichen Ansprüche hin-
ausgehen, gelten generell betrachtet als sogenannter ech-
ter Vergleich. Voraussetzung für die Annahme eines ech-
ten Vergleiches ist, dass die Arbeitgeberin nicht nur 
Leistungen erbringt, die dem Arbeitnehmer auch bei einer 
Arbeitgeberkündigung erhalten hätte, sondern darüberhi-
nausgehende Zugeständnisse.19 Sind die Leistungen der 
Arbeitgeberin hingegen geringer als bei einer Kündigung, 
besteht die Gefahr, dass kein echter Vergleich vorliegt, der 
im Nachgang einer gerichtlichen Überprüfung unterwor-
fen werden könnte.

Basierend auf diversen bisher ergangenen Gerichts-
entscheiden und der Lehre bietet die folgende Zusam-
menstellung eine Übersicht, welche Arten von Konzessio-
nen bei der Beurteilung, ob ein echter Vergleich vorliegt 
oder nicht, anerkannt wurden.20
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21 ZOBL (Fn. 3), N 342 f.
22 KAMBER (Fn. 2), S. 60 f.; ZOBL (Fn. 3), N 357 f.
23 STREIFF/VON KAENEL/RUDOLPH (Fn. 4), Art. 335 N. 10.
24 ZOBL, N 416 ff. mit weiteren Hinweisen und der Auseinander-

setzung mit der Lehre und Rechtsprechung.
25 BGer 4A_699/2016 vom 2. 6. 2017, E. 2; GREMPER/HALBEISEN

(Fn. 4), N 10.57.
26 GREMPER/HALBEISEN (Fn. 5), N 10.58.
27 BGer 8C_470/2019 vom 1. 10. 2019.
28 BGer 4A_673/2016 vom 3. 7. 2017.
29 BGer 4A_57/2021 vom 21. 7. 2021; LEENA KRIEGERS-TEJURA, 

Rechtmässigkeit einer fristlosen Kündigung bzw. Nichtigkeit einer 
Aufhebungsvereinbarung, in: WEKA Arbeitsrecht Newsletter 
01 Dezember 2021|Januar 2022, verlinkt auf Webseite der Autorin 
auf www.bkt-legal.ch.

Konzessionen Arbeitgeberin21 Konzessionen Arbeitnehmer22

Leistungen, die on top zu den 
vertraglich geschuldeten 
Leistungen kommen

Verzicht auf bereits bestehende 
zwingende Ansprüche (geschützt 
nach Art. 341 OR)

Geld und geldähnliche Vorteile, 
z. B. eine Abgangsentschädigung

Verzicht auf künftige zwingende 
Rechtspositionen während der 
Vertragslaufzeit

Outplacement, Weiterbildung Verzicht auf potenzielle Rechts-
positionen aus zwingenden 
Schutzbestimmungen

i. d. R. Freistellung mit Lohn-
zahlung (die Praxisentscheide 
zeigen, dass die Freistellung 
unterschiedlich als Konzession 
gewichtet wurde)

Verzicht auf potenzielle Rechts-
positionen aus nicht zwingenden 
Normen in der ordentlichen Ver-
tragslaufzeit (z. B. Lohnanspruch 
für nicht zwingenden Teil der Kün-
digungsfrist, Boni, Überstunden) 
→ Verzicht auf Chance zum Geld-
erwerb

Weiternutzung von Dienst-
wohnung und/oder Dienstwagen, 
Telefon usw.

Gutes Arbeitszeugnis, karriere-
fördernde Referenz

Verzicht auf ein Konkurrenz-
verbot, Konventionalstrafe

Verzicht auf fristlose Kündigung

VI. Rechtsfolgen der Ungültigkeit
Erweist sich der Aufhebungsvertrag als ungültig, hat das 
Bundesgericht in mehreren Entscheiden Nichtigkeit ange-
nommen.23 Bei einer Nichtigkeit stellt sich die Frage, ob 
das Arbeitsverhältnis trotz einer angenommenen Ungül-
tigkeit als aufgehoben gilt oder ob es zur Auflösung noch 
einer Kündigung bedarf (sofern vor Abschluss eines Auf-
hebungsvertrages noch keine Kündigung ausgesprochen 
worden war). Die herrschende Lehre stellt sich auf den 
Standpunkt, dass das Arbeitsverhältnis auch bei Unzu-
lässigkeit als beendet anzusehen ist.24 In einem jünge-
ren  Urteil hat das Bundesgericht einen kantonalen Ent-
scheid bestätigt, in dem trotz der Ungültigkeit des 
Aufhebungsvertrages ohne neue Kündigungserklärung 
von einer rechtswirksamen Kündigungserklärung ausge-
gangen wurde, indem der ungültige Aufhebungsvertrag in 
eine ordentliche Kündigung umgedeutet wurde.25 In die-
sem Fall bleiben die gesetzlichen oder gesamtarbeitsver-
traglichen Ansprüche vorbehalten (z. B. Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall).26

VII. Ausgewählte Praxisentscheide

In einem Entscheid des Bundesgerichts aus dem Jahr 2019 
stand die Frage im Raum, ob der zwischen der ETH Zürich 
und einem Fachbereichsleiter im Bereich Logistik abge-
schlossene Aufhebungsvertrag zulässig war. Die von der 
Arbeitgeberin gewährten Vorteile waren (a) die Freistel-
lung von sechs Monaten bei vollem Lohn, was das Doppel-
te der üblichen Kündigungsfrist darstellte, und (b) die Fi-
nanzierung eines CAS. Gemäss Bundesgericht liessen 
diese Konzessionen den Aufhebungsvertrag als ausgewo-

gen erscheinen. Es lagen keine Willensmängel vor, die der 
Mitarbeiter geltend gemacht hatte (u. a. angebliche Kündi-
gungsandrohung bzw. Drohung mit einem schlechten 
Zeugnis und Irrtum), weshalb im konkreten Fall von einem 
gültigen Aufhebungsvertrag auszugehen war.27

Auch in einem anderen Fall gelangte das Bundesge-
richt zum Schluss, dass eine gültige Aufhebungsvereinba-
rung zwischen einem Chief Investment Officer und Ge-
schäftsleitungsmitglied und dem Arbeitgeber vorlag.28

Die Vereinbarung sah einerseits vor, dass das Arbeitsver-
hältnis in jedem Fall per 30. Juni aufgelöst werde, gleich-
zeitig aber auch, dass beide Parteien das Arbeitsverhältnis 
auf dasselbe Datum (gemeint war das Jahr 2016) kün-
digen konnten. Das Bundesgericht kam zum Schluss, das 
Arbeitsverhältnis sei auch ohne erfolgte Kündigung am 
30. 6. 2016 einvernehmlich beendet worden, da hinrei-
chende gegenseitige Zugeständnisse vorlagen. Unter an-
derem hatte der Arbeitgeber mehr als das Doppelte der 
Kündigungsfrist zugestanden und einen nicht geschulde-
ten 13. Monatslohn bezahlt. Deshalb änderte die Erkran-
kung des Arbeitnehmers nach Unterzeichnung der Verein-
barung nichts mehr am Beendigungsdatum.

In einem weiteren Sachverhalt, der vom Bundesge-
richt zu prüfen war,29 buchte der Arbeitnehmer am 
26. 10. 2016 vier Tickets für eine gesponserte Veranstal-
tung, wobei er zwei Tickets nicht als private Ausgabe de-
klarierte und sich damit mit dem Betrag von EUR 1875,00 
unrechtmässig bereicherte. Der Vorfall führte zu einer in-
ternen Untersuchung, in deren Rahmen der Arbeitnehmer 
am 1. 3. 2017 befragt wurde. Dabei räumte der Arbeitneh-
mer sein Fehlverhalten ein. Anlässlich eines Meetings vom 
17. 3. 2017 wurde der Arbeitnehmer über den Entschluss 
der Arbeitgeberin informiert, sich unverzüglich von ihm zu 
trennen. Dem Arbeitnehmer wurde ein Kündigungsschrei-
ben (fristlose Kündigung) sowie «als Option» ein Separa-
tion Agreement zur sofortigen Beendigung des Arbeits-
verhältnisses vorgelegt, das der Arbeitnehmer an Ort und 
Stelle unterzeichnete. Die Arbeitgeberin erfüllte daraufhin 
die Forderungen aus dem Separation Agreement. Am 
22. 11. 2017 stellte der Arbeitnehmer die Gültigkeit des Se-
paration Agreements und der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses infrage und erhob Klage. Das Arbeitsgericht 
und das Obergericht hiessen die Klage des Arbeitnehmers 
teilweise gut. Das Bundesgericht kam nach Ausführun-
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30 ELEKTRONISCHER UPDATE-SERVICE ZUM PRAXISKOMMENTAR 
ULLIN STREIFF/ADRIAN VON KAENEL/ROGER RUDOLPH, 
Art. 335 N 10 mit Hinweis auf BGer 8C_94/2020 vom 18. 12. 2019 = 
ARV 2020, S. 269: Zur arbeitslosenrechtlichen Behandlung einer 
im Rahmen eines Aufhebungsvertrags ausgerichteten Abfindung, 
welche sämtliche Lohnansprüche für die Wegebedingung der 
Rechte nach Art. 336c Abs. 2 OR deckt.

31 HANS CASPAR VON DER CRONE/BRUNO MAHLER, Salärgover-
nance und neues Aktienrecht, in: SZW/RSDA 5/2021, S. 543.

32 VON DER CRONE/MAHLER (Fn. 29), S. 543.
33 Art. 154 Abs. 1 StGB lautet wie folgt: «Mit Freiheitsstrafe bis zu 

drei Jahren und Geldstrafe wird bestraft, wer als Mitglied des 
Verwaltungsrats oder der Geschäftsleitung einer Gesellschaft, 
deren Aktien an einer Börse kotiert sind, unzulässige Vergütungen 
nach Artikel 735c Ziffern 1, 5 und 6 des Obligationenrechts (OR), 
gegebenenfalls in Verbindung mit Artikel 735d Ziffer 1 OR, 
ausrichtet oder bezieht.»

gen zu den Voraussetzungen eines Aufhebungsvertrages 
ebenfalls zum Schluss, die Ansicht der Vorinstanz sei zu 
schützen. Das Bundesgericht bestätigte damit, dass der 
Arbeitnehmer das Separation Agreement nicht aus freien 
Stücken, jedenfalls aber offensichtlich nicht ohne Zwang, 
unterzeichnete. Deshalb sei das Separation Agreement un-
gültig. Die Vorinstanz sei nachvollziehbar von einer Umge-
hung der gesetzlichen Kündigungsfristen und damit von 
der Nichtigkeit des Separation Agreements ausgegangen, 
und diese Ansicht sei zu schützen.

VIII. Aufhebungsvertrag und Arbeitslosen-
versicherung

Aus Sicht des Arbeitnehmers erscheint ein Aufhebungs-
vertrag oft das kleinere Übel zu sein als eine Arbeitgeber-
kündigung. Allerdings kann ein Aufhebungsvertrag bei 
einer Arbeitslosigkeit Konsequenzen haben. Dies ist vor 
allem dann der Fall, wenn das Arbeitsverhältnis auf einen 
früheren Zeitpunkt beendet wird, als es durch eine ordent-
liche Kündigung hätte beendet werden können, oder wenn 
der Aufhebungsvertrag auf Wunsch des Arbeitnehmers 
zustande kam. Kommt es nach dem Abschluss des Aufhe-
bungsvertrages zu einer Arbeitslosigkeit, führt dies regel-
mässig zu Einstelltagen beim Arbeitnehmer, denn der 
Aufhebungsvertrag gilt nicht als Arbeitgeberkündigung, 
weshalb eine selbst verschuldete Arbeitslosigkeit vorliegt 
(Art. 30 Abs. 1 lit. a AVIG).

Zu beachten ist ferner Art. 11 Abs. 3 AVIG. Danach ist 
ein Arbeitsausfall nicht anrechenbar für die Dauer, für 
die dem Arbeitslosen Lohnansprüche oder wegen vorzei-
tiger Auflösung des Arbeitsverhältnisses Entschädigungs-
ansprüche zustehen. Darüber hinausgehende freiwillige 
Leistungen der Arbeitgeberin können zu einem nicht anre-
chenbaren Arbeitsausfall führen, wobei davon der Freibe-
trag von aktuell CHF 148 200.– (höchster versicherter Ver-
dienst der obligatorischen Unfallversicherung) abgezogen 
wird (Art. 11a AVIG).30

IX. Schranke gegen übermässige Vergütungen 
bei börsenkotierten Aktiengesellschaften

Die Verordnung gegen übermässige Vergütung bei börsen-
kotierten Aktiengesellschaften (VegüV) war am 1. 1. 2014 in 
Kraft getreten. Die Regelungen der VegüV wurden mit der 
Revision des Aktienrechtes im Wesentlichen ins Obligatio-
nenrecht überführt (insbesondere Art. 732 ff. revOR). Weil 
nun sämtliche Bestimmungen zu den übermässigen Vergü-
tungen auf Gesetzesstufe geregelt sind, hob der Bundesrat 
die VegüV auf den 1. 1. 2023 vollständig auf.

Inhaltlich gelten die Grundsätze der VegüV weiter und 
wurden teilweise sogar verschärft. Die Salärbestimmun-
gen gelten für Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz, 
deren Aktien an einer Börse kotiert sind (Art. 732 Abs. 1 
OR). Andere Gesellschaften können in ihren Statuten vor-
sehen, dass sie diesen Abschnitt teilweise oder vollständig 
anwenden (Art. 732 Abs. 2 OR). Betroffen sind Vergütun-
gen an Verwaltungsräte, Geschäftsleitungsmitglieder und 

Beiräte (Art. 734a OR). Im Rahmen von Aufhebungsver-
trägen bei börsenkotierten Gesellschaften und mit Bezug 
auf die erwähnten Personenkategorien sind daher die Be-
stimmungen des neuen Aktienrechtes zu beachten.

Art.  735c OR stellt einerseits klar, dass Vergütungen, 
die bis zur Beendigung des Vertragsverhältnisses geschul-
det sind, nicht als Abgangsentschädigungen gelten. Weiter-
hin zulässig ist daher etwa die Abgeltung von Lohnfortzah-
lungen eines freigestellten Geschäftsleitungsmitglieds im 
Rahmen einer Aufhebungsvereinbarung.31 Andererseits geht
die Bestimmung weiter als die verfassungsrechtliche Vorga-
be (und die VegüV), indem sie Karenzentschädigungen auf-
grund von Konkurrenzverboten nur noch in beschränkter 
Höhe zulässt und nicht marktübliche Vergütungen im Zu-
sammenhang mit einer früheren Tätigkeit als Organ der Ge-
sellschaft verbietet; diese Verschärfungen wurden mit dem 
Schutz vor Umgehungsversuchen begründet.32

Zu beachten ist, dass die Generalversammlung über 
die Vergütungen abstimmt, die der Verwaltungsrat, die 
Geschäftsleitung und der Beirat direkt oder indirekt von 
der Gesellschaft erhalten (Art. 735 Abs. 1 OR).

Bei einem Verstoss gegen die Salärbestimmungen 
kommt Art.  154 revStGB zum Tragen. Die Strafbestim-
mung des VegüV wurde ins StGB überführt.33

X. Fazit

Der Aufhebungsvertrag ist in der arbeitsrechtlichen Praxis 
ein bedeutendes Instrument, um Arbeitsverträge aufzulö-
sen. Geht die Initiative von der Arbeitgeberin aus, ist darauf 
zu achten, dass der Aufhebungsvertrag als echter Vergleich 
interpretiert werden kann. Andernfalls besteht die Möglich-
keit, dass ein Arbeitnehmer den Aufhebungsvertrag im 
Nachhinein, trotz einer vereinbarten Saldoklausel, gericht-
lich überprüfen lassen kann. Stellt das Gericht fest, dass der 
Aufhebungsvertrag insbesondere Art. 341 OR widerspricht, 
kann der Aufhebungsvertrag für nichtig erklärt werden. Die 
herrschende Lehre vertritt die Ansicht, der Arbeitsvertrag 
sei gleichwohl als aufgehoben zu betrachten. In diesem Fall 
bleiben dem Arbeitnehmer die Ansprüche aus vertraglichen 
oder gesamtarbeitsvertraglichen Bestimmungen erhalten 
(z. B. Anspruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall).
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